Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7970 


16. 06.94 


Antrag 

des Bundesministers der Finanzen 


Einwilligung gemäß § 65 Abs. 7 der Bundeshaushaltsordnung in die Veräußerung 
der Lufthansa- Anteile des Bundes 


Schreiben des Bundesministers der Finanzen vom 10. Juni 1994: 

Namens der Bundesregierung übersende ich das Konzept zur 
Privatisierung der Deutschen Lufthansa AG mit der Bitte um 
Kenntnisnahme und Einwilligung in die Veräußerung der Luft- 
hansa-Anteile des Bundes gemäß § 65 Abs. 7 der Bundeshaus- 
haltsordnung. 

Eine Darstellung über den Stand der Privatisierungsmaßnahmen 
der Bundesregierung füge ich bei. 


Anlage 1 

Privatisierung der Deutschen Lufthansa AG 

I. Ausgangstage 

Die Bundesrepublik Deutschland ist als Mitgründer der Deut- 
schen Lufthansa AG (DLH) seit 1953 an der Luftverkehrsgesell- 
schaft mit Mehrheit beteiligt. Sie hat ihren Anteil wiederholt 
reduziert. Gegenwärtig beträgt der Bundesanteil am Grundkapi- 
tal der DLH (1 526 Mio. DM) noch 51,42 %. 

II. Privatisierungsproblem 

Die DLH und ihre Tochtergesellschaften Condor Flugdienst 
GmbH (CFG) und LSG Lufthansa Service GmbH haben die 
Zusatzverordnung ihrer Mitarbeiter über eine Beteiligung an der 
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) geregelt. 
Sinkt der Bundesanteil an DLH unter 50 % + 1 Aktie und verliert 
der Bund dadurch seinen beherrschenden Einfluß, so ist mit einer 
Kündigung der VBL-Beteiligungen des Lufthansa-Konzerns durch 
die VBL gemäß Satzungsrecht zu rechnen. Das Ausscheiden aus 
der VBL würde sich aufgrund von Berechnungen und Einschät- 
zungen des Abschlußprüfers der DLH bilanziell sehr negativ aus- 
wirken, weil die Zahlungen an die VBL fällig würden und Perso- 
nalkosten übernommen werden müßten. Dies hätte den Konkurs 
der DLH durch Überschuldung zur Folge haben können. 
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Dieser Sachverhalt hat bisher jede weitere Privatisierung der DLH 
verhindert. Das gleiche galt für Maßnahmen der Gesellschaft zur 
Kapitalbeschaffung, weil der Bund seine Teilnahme an den Kapi- 
talerhöhungen ablehnt. Verhindert wurde aber auch die zweite 
Phase der Sanierung des Unternehmens. Notwendige konzern- 
strukturverändernde Maßnahmen konnten wegen des VBL-Kün- 
digungsrisikos nicht durchgeführt werden. In neue Konzernge- 
sellschaften wechselnde DLH-Mitarbeiter hätten ihre VBL-Ver- 
sorgungsanwartschaften verloren. 

Tochterunternehmen, deren Belegschaft VBL-versichert ist, konn- 
ten nicht an die Börse geführt werden, da bei Börseneinführung 
das aus der VBL-Beteiligung resultierende Risiko in die Prospekt- 
haftung aufgenommen werden müßte. 

DLH-Mitarbeiter waren nicht bereit, den Konzern zu verlassen, da 
sie im Falle des Ausscheidens die VBL-Zusatzversorgung verlie- 
ren. Dies hat sich negativ auf die Produktivität des Unternehmens 
ausgewirkt. 


III. Einvernehmliche Paketlösung 

Zwischen der Bundesregierung, der DLH und deren Tarifpartnern 

sowie der VBL ist folgende Paketlösung abgestimmt: 

1. Die DLH und ihre VBL-beteiligten Tochtergesellschaften schei- 
den am 31. Dezember 1994 aus der VBL aus. Die VBL erbringt 
auch danach die satzungsgemäßen Leistungen an die heutigen 
Rentner der DLH. Sie erhält dafür nach § 23 VBL-Satzung 
einen Gegenwert in Höhe des Barwertes ihrer künftigen Lei- 
stungen, der mit 1 050 Mio. DM festgestellt ist. Dieser Betrag 
wird vom Bund unter Berücksichtigung eines Zinssatzes von 
2 % in 15 gleichen Jahresraten zu je 80,91 Mio. DM zum 1. Juli 
eines jeden Jahres gezahlt. 

Außerdem leistet die Versorgungsanstalt satzungsgemäß an 
die heutigen Mitarbeiter der DLH im Versicherungsfall die bis 
zur Beendigung der VBL-Beteiligung der DLH erreichten Ver- 
sicherungsrenten. 

Vorstand und Verwaltungsrat der Versorgungsanstalt des Bun- 
des und der Länder haben diesem Vorgehen am 9. Mai 1994 
unter der Voraussetzung zugestimmt, daß die haushaltsrechtli- 
chen sowie die sonstigen gesetzlichen Bedingungen erfüllt 
werden. 

2. Die DLH übernimmt ab 1. Januar 1995 die zukünftigen Ver- 
pflichtungen, die aus der Zusage einer mit der VBL niveauglei- 
chen Zusatzversorgung nach Abzug der Versicherungsrenten 
entstehen: 

a) Die DLH sichert unverfallbare Pensionsanwartschaften, die 
nach aktuellen Berechnungen 1,6 Mrd. DM betragen, in 
vollem Umfang ab. Durch steuerunschädliche Auflösung 
bilanzieller Sonderposten mit Rücklagenanteil in Höhe von 
1,1 Mrd. DM und durch Einbuchung einer verzinslichen 
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Forderung gegen den Bund in Höhe von 0 r 5 Mrd. DM 
können die Pensionsrückstellungen um insgesamt l r 6 Mrd. 
DM zum 1. Januar 1995 erhöht werden. 

b) Für Versorgungsanwartschaften, die nach dem 1. Januar 
1995 entstehen, wird die DLH künftig Pensionsrückstellun- 
gen bilden. 

c) Die DLH übernimmt die Betriebsrenten für die Mitarbeiter, 
die ab 1. Januar 1995 in den Ruhestand gehen. 

d) Die DLH sichert die jeweils bestehenden Anwartschaften 
und die von ihr zu zahlenden Betriebsrenten durch Beitritt 
zum Pensionsversicherungsverein (PSV) ab. 

Die DLH rechnet für den Zehnjahreszeitraum 1995 bis 2004 mit 
einem durchschnittlichen Mehraufwand netto von jährlich rund 
146 Mio. DM. Dabei ist der Wegfall der künftigen Umlagen an 
die VBL und die darauf entfallende Pauschalversteuerung ge- 
gengerechnet. 

Die DLH kann diesen Mehraufwand tragen, weil mit der erfolg- 
reichen Sanierung erhebliche Ergebnisverbesserungen erwar- 
tet werden. 

3. Der Bund wird folgende Leistungen erbringen: 

a) Die Sonderleistung des Bundes besteht in der Gewährung 
einer Forderung von 500 Mio. DM, die unter Berücksichti- 
gung eines Zinssatzes von 5,5 % in zehn gleichen Jahresra- 
ten von je 66,33 Mio. DM ab 1995 nachschüssig getilgt 
werden. 

Es wird ein Besserungsschein vereinbart, wonach sich die 
jährlichen Ratenzahlungen des Bundes in dem Umfang ver- 
mindern, in dem die von der DLH zu leistenden tatsächli- 
chen Rentenzahlungen an Neu-Rentner ab 1995 die versi- 
cherungsmathematisch ermittelten Prognosewerte für die 
nächsten zehn Jahre unterschreiten. 

b) Der Bund leistet für die DLH die Gegenwertzahlung zur 
Sicherstellung der Versorgung der heutigen Lufthansa- 
Rentner an die VBL in Höhe von 1 050 Mio. DM durch 15 
gleiche Jahresraten zu je 80,91 Mio. DM. 

c) Der Bund übernimmt zugunsten der am 31. Dezember 1994 
bei der DLH beschäftigten Mitarbeiter Gewährleistung für 
noch nicht unverfallbare Anwartschaften und den Unter- 
schiedsbetrag zwischen den satzungsgemäßen Leistungen 
des Pensionssicherungsvereins und der arbeits- und tarifver- 
traglich zugesagten Alterszusatzversorgung. 

Diese Garantie des Bundes, die von der C & L Treuarbeit als 
Mandatar verwaltet wird, beläuft sich im Anfangsjahr 1995 
auf 1,1 Mrd. DM. 

4. Diese Einigung wahrt auch die Interessen der Mitarbeiter der 
DLH: 

a) Mitarbeiter, die bis zum 31. Dezember 1994 in den Ruhe- 
stand treten, erhalten weiterhin ihre arbeits- und tarif ver- 
traglich zugesagte Zusatzversorgung durch die VBL. 
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b) Die heute bei der DLH Beschäftigten erhalten von der VBL 
künftig nur noch die sogenannte Versicherungsrente. Die 
übrigen arbeits- und tarifvertraglichen Zusatzversorgungs- 
ansprüche werden künftig von der DLH erfüllt, orientieren 
sich aber weiterhin am VBL-Niveau. Den Mitarbeitern ent- 
stehen hieraus keine steuerlichen Nachteile, weil die Luft- 
hansa die steuerlichen Mehrbelastungen pauschal über- 
nimmt. 

Die unverfallbaren Pensionsanwartschaften der Mitarbeiter 
werden in vollem Umfang in der Bilanz der DLH passiviert. 
Darüber hinaus werden die Versorgungsansprüche durch 
den Beitritt der DLH zum Pensionsversicherungsverein und 
die zusätzliche Garantie des Bundes gesichert. 

c) Für Mitarbeiter, die nach dem 31. Dezember 1994 eingestellt 
werden, wird zwischen den Tarifvertragsparteien eine neue 
Regelung für Betriebsrenten vereinbart, die sich grundsätz- 
lich am heutigen Aufwand orientiert. 

Die Tarifpartner der DLH haben der Paketlösung am 10. Mai 
1994 mit der Maßgabe zugestimmt, daß der Bund seine Zusa- 
gen erfüllt. 

Am 11. Mai 1994 hat der Aufsichtsrat der DLH der Paketlösung 
einstimmig zugestimmt. 

Die Bundesregierung eröffnet der DLH mit dieser Lösung alle 
Chancen, sich nach schwierigen und verlustreichen Jahren im 
internationalen Wettbewerb zu behaupten. 

Nach der Einigung im Rahmen der deutsch-amerikanischen 
Luftverkehrsbeziehungen und der genehmigten Kooperation 
zwischen DLH und United Airlines können Sanierung und 
Privatisierung der DLH nunmehr erfolgreich fortgesetzt 
werden. 


IV. Weiteres Vorgehen 

1. DLH, VBL und Bund werden einen Auf lösungs vertrag über das 
Ausscheiden der DLH und ihren an der VBL beteiligten Kon- 
zerngesellschaften aus der VBL abschließen. Dieser Vertrag 
soll im Juni dieses Jahres unterzeichnet werden. Das Bundes- 
ministerium der Finanzen wird dem Bundesministerium für 
Verkehr die dazu erforderliche außerplanmäßige Verpflich- 
tungsermächtigung erteilen. 

2. Bund und DLH unterzeichnen ebenfalls im Juni dieses Jahres 
einen Vertrag mit Besserungsschein über die Gewährung einer 
verzinslichen Forderung von 500 Mio. DM zugunsten der DLH. 
Auch hierzu wird das Bundesministerium der Finanzen die 
erforderliche außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigung 
erteilen. 

3. Der Bund stimmt in der Hauptversammlung der DLH am 6. Juli 
1994 der Schaffung genehmigter Kapitalien zu. Er nimmt 
jedoch an der Kapitalerhöhung der Gesellschaft nicht teil. 
Dadurch kann der Bundesanteil am Grundkapital der DLH 
bereits von der derzeit 51,42 % auf rd. 38 % verringert werden. 
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4. Das Bundesministerium für Verkehr wird in Abstimmung mit 
dem Bundesministerium der Finanzen die dem Bund zustehen- 
den Bezugsrechte auf junge Aktien aus der Kapitalerhöhung 
bei der DLH veräußern. Erwartet wird ein Veräußerungserlös 
in der Größenordnung von 100 Mio. DM. 

5. Das Bundesministerium für Verkehr wird im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium der Finanzen schrittweise den gesam- 
ten Bundesanteil an der DLH marktgerecht veräußern und 
dabei auf eine breite Streuung der Lufthansa-Aktien hinwir- 
ken. Der Aktienverkauf wird auch zur Eigentumsbildung in 
Arbeitnehmerhand beitragen. Auf der Grundlage des derzeiti- 
gen Aktienkurses wird ein Veräußerung seriös in der Größen- 
ordnung von 3 Mrd. DM erwartet. 

Anlage 2 

Darstellung über den Stand der Privatisierungsmaßnahmen 
der Bundesregierung 

I. Ausgangslage 

Die Veräußerung der Anteile des Bundes an der Deutschen Luft- 
hansa AG ist Bestandteil der konsequenten Weiterentwicklung 
der Privatisierungspolitik der Bundesregierung. 

Das am 21. Juli 1992 vom Bundeskabinett verabschiedete und am 
24. Februar 1994 mit dem Bericht „Verringerung von Beteiligun- 
gen und Liegenschaften des Bundes 11 fortgeschriebene Privatisie- 
rungsprogramm sieht eine kurzfristige Verringerung der Bundes- 
beteiligung an der Deutschen Lufthansa AG vor. 

Mit der Lösung der VBL- Problematik wurde die notwendige Vor- 
aussetzung geschaffen. 

II. Stand und Ausblick der Privatisierungspolitik der Bundes- 
regierung 

1. Mit der Zielsetzung der Entlastung des Staates von Aufgaben, 
die durch private Initiative ebensogut und ohne Beeinträchti- 
gung staatlicher Belange erfüllt werden können, wurden in der 
laufenden Legislaturperiode bislang sieben Bundesbeteiligun- 
gen vollständig (Industrieverwaltungsgesellschaft AG, Indu- 
strieanlagen-Betriebsgesellschaft mbH, Deutsche Pfandbrief- 
und Hypothekenbank AG, Berliner Industriebank AG, 
C & L Treuarbeit Deutsche Revision AG, Prakla-Seismos AG, 
Aachener Bergmannssiedlungsgesellschaft mbH) und zwei 
weitere Beteiligungen teilweise privatisiert (Schenker & Co. 
GmbH, Deutsche Baurevision AG Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft). 

Der Privatisierungserlös betrug 1,7 Mrd. DM. 

Seit 1982 ist die Zahl der unmittelbaren und mittelbaren Betei- 
ligungen des Bundes und seiner Sondervermögen von 958 um 
über die Hälfte auf gegenwärtig unter 400 zurückgeführt 
worden. 
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Der Privatisierungserlös für diesen Zeitraum lag bei 11,6 Mrd. 
DM. 

2. Bei zahlreichen Unternehmen ist eine kurzfristige Privatisie- 
rung bzw. Verringerung bestehender Bundesbeteiligungen - 
zum Teil noch in dieser Legislaturperiode - beabsichtigt: 
Rhein-Main-Donau AG, Neckar AG, Autobahn Tank & Rast 
AG, Deutsche Außenhandelsbank AG, Staatsbank Berlin, GBB 
- Genossenschafts-Holding Berlin/ DG Bank - Deutsche 
Genossenschaftsbank, DFA Fertigungs- und Anlagenbau 
GmbH, Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Gesellschaft 
für Lagereibetriebe mbH, Heimbetriebsgesellschaft mbH, 
Bayerischer Lloyd AG, Mon Repos Erholungsheim Davos AG, 
Osthavelländische Eisenbahnen Berlin-Spandau AG sowie 
Wohnungsbaubeteiligungen. 

3. Mit den bisher größten Reform- und Privatisierungs Vorhaben 
Deutsche Bundespost und Deutsche Bahnen wurden wegwei- 
sende Privatisierungseinrichtungen für die Sicherung des 
Standortes .Deutschland vorbereitet und umgesetzt, die über 
diese Legislaturperiode hinauswirken. 
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